
Relevante Normen des geplanten SächsPVDG (Auszug) 

 

Gesetz über die Aufgaben, Befugnisse, Datenverarbeitung und 

Organisation des Polizeivollzugsdienstes im Freistaat Sachsen 
(Sächsisches Polizeivollzugsdienstgesetz – SächsPVDG) 

 
T e i l  1 

A l l g e m e i n e s 

 

§ 1 Anwendungsbereich 

Die Vorschriften dieses Gesetzes finden Anwendung für die Erfüllung von Aufgaben des 

Polizeivollzugsdienstes nach § 2 im Freistaat Sachsen. Polizei im Sinne dieses Gesetzes ist der 

Polizeivollzugsdienst mit den Bediensteten, die Aufgaben des Polizeivollzugs wahrnehmen. 

 

§ 2 Aufgaben der Polizei 

(1) Die Polizei hat die Aufgabe, Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 

abzuwehren (Gefahrenabwehr). Sie schützt die freiheitliche demokratische Grundordnung und 

gewährleistet die ungehinderte Ausübung der Grundrechte und der staatsbürgerlichen Rechte. 

Die Polizei hat im Rahmen dieser Aufgabe auch zu erwartende Straftaten zu verhüten und für 

die Verfolgung von Straftaten vorzusorgen. Die Polizei hat ferner Vorbereitungen zu treffen, 

um künftige Gefahren abwehren zu können. 

(2) Der Schutzprivater Rechte obliegt der Polizei nach diesem Gesetz nur auf Antrag des 

Berechtigten, wenn gerichtlicher Schutz nicht rechtzeitig zu erlangen ist und ohne polizeiliche 

Hilfe die Verwirklichung des Rechts vereitelt oder wesentlich erschwert würde. 

(3) Die Polizei wird in Erfüllung der Aufgabe der Gefahrenabwehr außer in den Fällen des 

Absatzes 1 Satz3nur tätig, soweit die Gefahrenabwehr durch die Polizeibehörden gemäß §1 

Absatz 1 des Sächsischen Polizeibehördengesetzes vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum dieses 

Mantelgesetzes] (SächsGVBl.S. [einsetzen: Seitenzahl]), in der jeweils geltenden Fassung, 

nicht oder nicht rechtzeitig möglich erscheint. 

(4) Die Polizeileistet anderen Behörden und Gerichten Vollzugshilfe. 

(5) Die Polizei hat ferner die ihr durch andere Rechtsvorschriften zugewiesenen Aufgaben zu 

erfüllen. 

 

§ 3 Tätigwerden für andere Stellen  

Ist zur Wahrnehmung einer polizeilichen Aufgabe im Sinne des § 2 Absatz 1 nach gesetzlicher 

Vorschrift eine andere Stelle zuständig und erscheint deren rechtzeitiges Tätigwerden bei 

Gefahr im Verzug nicht erreichbar, hat die Polizei die notwendigen vorläufigen Maßnahmen 

zu treffen. Die zuständige Stelle ist unverzüglich zu unterrichten.  

 

§ 4 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne der nachfolgenden Vorschriften bedeutet 

 

1. öffentliche Sicherheit: die Unverletzlichkeit der Rechtsordnung, der subjektiven Rechte und 

Rechtsgüter des Einzelnen sowie des Bestandes, der Einrichtungen und Veranstaltungen des 

Staates oder sonstiger Träger der Hoheitsgewalt; 

 

2. öffentliche Ordnung: die Gesamtheit der im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung 

liegenden ungeschriebenen Regeln für das Verhalten des Einzelnen in der Öffentlichkeit, deren 

Beachtung nach den jeweils herrschenden Anschauungen als unerlässliche Voraussetzung eines 

geordneten Zusammenlebens betrachtet wird; 

 



3.  a) Gefahr: eine Sachlage, bei der im Einzelfall die hinreichende Wahrscheinlichkeit 

besteht, dass in absehbarer Zeit ein Schaden für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 

eintreten wird; 

b) gegenwärtige Gefahr: eine Sachlage, bei der das schädigende Ereignis bereits 

begonnen hat oder unmittelbar oder in allernächster Zeit mit einer an Sicherheit 

grenzenden Wahrscheinlichkeit bevorsteht; 

c) erhebliche Gefahr: eine Sachlage, bei der im Einzelfall die hinreichende 

Wahrscheinlichkeit besteht, dass in absehbarer Zeit ein Schaden für ein bedeutsames 

Rechtsgut, wie Bestand oder Sicherheit des Bundes oder eines Landes, Leben, 

Gesundheit, Freiheit einer Person oder bedeutende Sach-und Vermögenswerte, eintritt; 

d) Gefahr für Leib oder Leben: eine Sachlage, bei der eine nicht nur leichte 

Körperverletzung oder der Tod einzutreten droht; 

e) Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der körperlichen Unversehrtheit: eine 

Sachlage, bei der im Einzelfall die hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass in 

absehbarer Zeit eine schwere Körperverletzung (§226 des Strafgesetzbuches) 

einzutreten droht; 

f) abstrakte Gefahr: eine nach allgemeiner Lebenserfahrung oder den Erkenntnissen 

fachkundiger Stellen mögliche Sachlage, durch die im Fall ihres Eintritts eine Gefahr 

für ein polizeiliches Schutzgut entsteht; 

g) Abwehr einer Gefahr: auch die Beseitigung einer Störung, wenn der Eintritt weiteren 

Schadens für ein polizeiliches Schutzgut droht; 

 

4. Straftat von erheblicher Bedeutung: 

a) Verbrechen und 

b) Vergehen, die im Einzelfall nach Art und Schwere geeignet sind, den Rechtsfrieden 

besonders zu stören, soweit sie 

aa) sich gegen Leib, Leben oder Freiheit einer Person richten,  

bb) auf den Gebieten des unerlaubten Waffen-oder Betäubungsmittelverkehrs, 

der Geld-und Wertzeichenfälschung (§§ 146 bis 152b des Strafgesetzbuches), 

der Vorteilsannahme oder Vorteilsgewährung und der Bestechlichkeit oder 

Bestechung (§§ 331 bis 335 des Strafgesetzbuches) oder des Staats-schutzes (§§ 

74a und 120 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 [BGBl.I S.1077], das zuletzt durch Artikel10 

Absatz6 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 [BGBl.I S.3618] geändert worden 

ist, in der jeweils geltenden Fassung) begangen werden oder 

cc)gewerbs-, gewohnheits-, serien-oder bandenmäßig oder sonst organisiert 

begangen werden; 

 

5.terroristische Straftat: 

a) eine Straftat nach § 129a des Strafgesetzbuches,  

b) eine Straftat nach § 129b des Strafgesetzbuches, soweit sich dieser auf § 129a des 

Strafgesetzbuches bezieht, und 

c) die in § 129a Absatz1 und 2 Nummer 2 bis 5 des Strafgesetzbuches bezeichneten 

Straftaten, sofern die Begehung der Straftat dazu bestimmt ist, 

aa) die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern, 

bb) eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt 

oder durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 

cc) die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen 

Grundstrukturen eines Staates, eines Landes oder einer internationalen 

Organisation zu beseitigen oder erheblich zu beeinträchtigen; die Straftat muss 



durch die Art ihrer Begehung oder durch ihre Auswirkungen einen Staat, ein 

Land oder eine internationale Organisation erheblich schädigen können; 

 

6. Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung: Ordnungswidrigkeiten, bei deren 

Begehung ein Schaden für ein bedeutsames Rechtsgut, wie Bestand oder Sicherheit des Bundes 

oder eines Landes, Leben, Gesundheit, Freiheit einer Person oder bedeutende Sach- und 

Vermögenswerte, zu befürchten ist oder wenn die Vorschrift ein sonst bedeutsames Interesse 

der Allgemeinheit schützt; 

 

7. Informationssystem: ein Verarbeitungssystem, in dem die Polizei zur Erfüllung von 

Aufgaben personenbezogene Daten ganz oder teilweise automatisiert verarbeitet oder 

nichtautomatisiert verarbeitet, soweit die Daten in einem Dateisystem gespeichert sind; 

 

8. Kontakt- und Begleitperson: eine Person, die mit einer anderen Person, bei der Tatsachen die 

Annahme rechtfertigen, dass sie Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen wird, nicht nur 

flüchtig oder in zufälligem Kontakt steht und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass  

a) sie von der Vorbereitung einer solchen Straftat Kenntnis hat, 

b) sie aus der Tat Vorteile zieht oder 

c) die andere Person sich ihrer zur Begehung der Straftat bedienen könnte. 

 

§ 5 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

(1) Die zu treffende Maßnahme muss geeignet sein. Die Maßnahmeist geeignet, wenn 

anzunehmen ist, dass sie den erstrebten Erfolg herbeiführt oder zumindest fördert. 

(2) Von mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen hat die Polizei diejenige zu treffen, 

die ihr nach pflichtgemäßem Ermessen erforderlich erscheint und die die einzelne Person und 

die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. 

(3) Die Maßnahme muss angemessen sein. Sie darf nicht zu einem Nachteil führen, der zu dem 

angestrebten Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht. 

(4) Die Maßnahme ist nur solange zulässig, bis ihr Zweck erreicht ist oder sich zeigt, dass er 

nicht erreicht werden kann. 

(5) Soweit das Erfordernis besteht, mehrere Maßnahmen gegen eine Person zu treffen, müssen 

die Maßnahmen auch in ihrer Gesamtwirkung verhältnismäßig im Sinne der Absätze 1 bis 4 

sein. 

 

§ 6 Verantwortlichkeit für eigenes oder fremdes Verhalten 

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, sind die Maßnahmen gegen sie zu richten. 

(2) Ist die Person noch nicht 14 Jahre alt, können Maßnahmen auch gegen die 

aufsichtspflichtige Person gerichtet werden. Ist für eine Person ein Betreuer bestellt, kann die 

Polizei ihre Maßnahme auch gegenüber dem Betreuer im Rahmen seines Aufgabenkreises 

treffen. 

(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrichtung bestellt ist, die Gefahr in Ausführung der 

Verrichtung, können Maßnahmen auch gegen die Person gerichtet werden, die zu der 

Verrichtung bestellt hat. 

 

  



§ 7 Verantwortlichkeit für Tiere und den Zustand von Sachen 

(1) Geht von einem Tier oder einer Sache eine Gefahr aus, sind die Maßnahmen gegen den 

Inhaber der tatsächlichen Gewalt zu richten. Die nachfolgenden für Sachen geltenden 

Vorschriften sind auch auf Tiere anzuwenden. 

(2) Maßnahmen können auch gegen den Eigentümer oder einen anderen Berechtigten gerichtet 

werden. Dies gilt nicht, wenn der Inhaber der tatsächlichen Gewalt diese ohne den Willen des 

Eigentümers oder Berechtigten ausübt. 

(3) Geht die Gefahr von einer herrenlosen Sache aus, können Maßnahmen gegen denjenigen 

gerichtet werden, der das Eigentum an der Sache aufgegeben hat. 

 

§ 8 Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme 

(1) Die Polizei kann eine Maßnahme selbst oder durch einen beauftragten Dritten unmittelbar 

ausführen, wenn der Zweck der Maßnahme durch Inanspruchnahme der Verantwortlichen nach 

§ 6 oder § 7 nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. Der von der Maßnahme 

Betroffene ist unverzüglich zu unterrichten. 

(2) Für die unmittelbare Ausführung einer Maßnahme nach Absatz 1 erhebt die Polizei von den 

Verantwortlichen nach den §§ 6 und 7 Kosten (Gebühren und Auslagen).  

 

§ 9 Inanspruchnahme nicht verantwortlicher Personen 

(1) Die Polizei kann Maßnahmen gegen andere Personen als die Verantwortlichen nach § 6 

oder § 7 richten, wenn 

1. eine gegenwärtige Gefahr abzuwehren ist, 

2. Maßnahmen gegen die Verantwortlichen nach § 6 oder § 7 nicht oder nicht rechtzeitig 

möglich sind oder keinen Erfolg versprechen, 

3. die Polizei die Gefahr nicht oder nichtrechtzeitig selbst oder durch beauftragte Dritte 

abwehren kann und 

4. die Personen ohne erhebliche eigene Gefährdung und ohne Verletzung höherwertiger 

Pflichten in Anspruch genommen werden können. 

(2) Die Maßnahmen dürfen nur aufrechterhalten werden, solange die Voraussetzungen des 

Absatzes 1 vorliegen. 

 

§ 10 Einschränkung von Grundrechten 
Auf Grund dieses Gesetzes können die Grundrechte auf 

1. Leben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die 

Bundesrepublik Deutschland, Artikel 16 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung des Freistaates 

Sachsen), 

2. Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 

Deutschland, Artikel 16 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen), 

3. Wahrung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Absatz 1 des 

Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, Artikel 27 Absatz 1 der Verfassung des 

Freistaates Sachsen), 

4. Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland), 

5.Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Absatz 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 

Deutschland, Artikel 23 Absatz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen), 

6. Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes für die 

Bundesrepublik Deutschland, Artikel 30 Absatz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen) und  

7. informationelle Selbstbestimmung (Artikel 33 der Verfassung des Freistaates Sachsen) 

eingeschränkt werden. 

 

 

§ 11 Ausweispflicht 



Auf Verlangen des Betroffenen haben sich Bedienstete der Polizei bei der Ausübung ihrer 

Tätigkeit auszuweisen. Dies gilt nicht, wenn die Umstände es nicht zulassen oder dadurch der 

Zweck der Maßnahme gefährdet wird. 

 

T e i l  2 

A l l g e m e i n e  B e f u g n i s s e ,  E n t s c h ä d i g u n g 

 

 

A b s c h n i t t 1 

M a ß n a h m e n 

 

§ 12 Allgemeine Befugnisse 

(1) Die Polizei kann die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine Gefahr für die öffentliche 

Sicherheit oder Ordnung abzuwehren, soweit die Befugnisse nicht besonders 

geregelt sind. 

(2) Zur Erfüllung von nach anderen Rechtsvorschriften zugewiesenen Aufgaben hat 

die Polizei die dort vorgesehenen Befugnisse. Soweit diese Rechtsvorschriften keine 

Befugnisse regeln oder keine abschließenden Regelungen der Befugnisse enthalten, trifft die 

Polizei die notwendigen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr nach diesem Gesetz. 

 

 

  



Relevante Normen des geplanten SächsPBG (Auszug) 

 

Gesetz über die Aufgaben, Organisation, Befugnisse und 

Datenverarbeitung der Polizeibehörden im Freistaat Sachsen 
(Sächsisches Polizeibehördengesetz – SächsPBG) 

 

§ 1 Begriff der Polizeibehörden 
(1) Allgemeine Polizeibehörden sind 

1. die zuständigen Staatsministerien als oberste Landespolizeibehörden, 

2. die Landesdirektion Sachsen als Landespolizeibehörde, 

3. die Landratsämter und die Kreisfreien Städte als Kreispolizeibehörden sowie 

4. die Gemeinden als Ortspolizeibehörden. 

(2) Die Aufgaben der Kreis- und der Ortspolizeibehörden sind Weisungsaufgaben; das 

Weisungsrecht ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften unbeschränkt. 

(3) Besondere Polizeibehörden sind Behörden, die nicht allgemeine Polizeibehörden sind und 

denen in bestimmten Sachgebieten Aufgaben der Gefahrenabwehr übertragen worden sind. Ihr 

Aufbau wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 

 

§ 2 Aufgaben der Polizeibehörden 
(1) Die Polizeibehörden haben die Aufgabe, Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder 

Ordnung abzuwehren. Sie haben im Rahmen dieser Aufgabe auch Vorbereitungen zu treffen, 

um künftige Gefahren abwehren zu können. 

(2) Der Schutz privater Rechte obliegt den Polizeibehörden nach diesem Gesetz nur auf Antrag 

des Berechtigten und nur dann, wenn gerichtlicher Schutz nicht rechtzeitig zu erlangen ist und 

wenn ohne polizeibehördliche Hilfe die Verwirklichung des Rechts vereitelt oder wesentlich 

erschwert werden würde. 

(3) Die Polizeibehörden haben ferner die ihnen durch andere Rechtsvorschriften zugewiesenen 

Aufgaben zu erfüllen. 

 

§ 3 Begriffsbestimmungen 
Die Begriffsbestimmungen des § 4 des Sächsischen Polizeivollzugsdienstgesetzes vom 

[einsetzen: Ausfertigungsdatum dieses Mantelgesetzes] (SächsGVBl. S. [einsetzen: 

Seitenzahl]), in der jeweils geltenden Fassung, gelten entsprechend. 

 

§ 4 Verhältnis zum Polizeivollzugsdienst 
(1) Die Polizeibehörden haben mit dem Polizeivollzugsdienst bei der Gefahrenabwehr 

zusammenzuarbeiten und die zuständigen Polizeidienststellen unverzüglich über Vorgänge zu 

unterrichten, deren Kenntnis für die Aufgabenerfüllung des Polizeivollzugsdienstes bedeutsam 

erscheint. 

(2) Der Polizeivollzugsdienst leistet den Polizeibehörden Vollzugshilfe nach Maßgabe der §§ 

37 und 38 des Sächsischen Polizeivollzugsdienstgesetzes. 

 

§ 5 Örtliche Zuständigkeit 
(1) Die örtliche Zuständigkeit der Polizeibehörden beschränkt sich auf ihren Dienstbezirk. 

(2) Örtlich zuständig ist die Polizeibehörde, in deren Dienstbezirk eine polizeibehördliche 

Aufgabe wahrzunehmen ist. Das fachlich zuständige Staatsministerium kann im Einvernehmen 

mit dem Staatsministerium des Innern durch Rechtsverordnung zum Zweck der 

Verwaltungsvereinfachung hiervon abweichende örtliche Zuständigkeiten festlegen. 

(3) Erscheint bei Gefahr im Verzug ein rechtzeitiges Tätigwerden der örtlich zuständigen 

Polizeibehörde nicht erreichbar, kann auch die für einen benachbarten Dienstbezirk zuständige 



Polizeibehörde die erforderlichen Maßnahmen treffen. Die örtlich zuständige Polizeibehörde 

ist von den getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. 

(4) Kann eine polizeibehördliche Aufgabe in mehreren Dienstbezirken zweckmäßig nur 

einheitlich wahrgenommen werden, wird die örtliche Zuständigkeit von der Behörde geregelt, 

welche die Fachaufsicht über die beteiligten Polizeibehörden führt. Die Regelung kann auch 

von der Landespolizeibehörde oder der obersten Landespolizeibehörde getroffen werden. 

 

§ 6 Sachliche Zuständigkeit 
(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind die Ortspolizeibehörden sachlich zuständig. 

(2) Das fachlich zuständige Staatsministerium kann im Einvernehmen mit dem 

Staatsministerium des Innern durch Rechtsverordnung die sachliche Zuständigkeit abweichend 

von Absatz 1 festlegen, soweit keine gesetzliche Regelung getroffen ist. 

 

§ 7 Besondere sachliche Zuständigkeit 
(1) Erscheint bei Gefahr im Verzug ein rechtzeitiges Tätigwerden der sachlich zuständigen 

Polizeibehörde nicht erreichbar, können deren Aufgaben von den zur Fachaufsicht zuständigen 

Behörden wahrgenommen werden. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann jede Polizeibehörde innerhalb ihres 

Dienstbezirkes die Aufgaben einer übergeordneten Polizeibehörde wahrnehmen. 

(3) Die sachlich zuständige Polizeibehörde ist von den getroffenen Maßnahmen unverzüglich 

zu unterrichten. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für den Erlass von Polizeiverordnungen. 

 

§ 8 Fachaufsicht 
(1) Es führen die Fachaufsicht über 

1. die Landespolizeibehörde: die zuständigen Staatsministerien, 

2. die Kreispolizeibehörden: die Landesdirektion Sachsen und 

3. die Ortspolizeibehörden 

a) in den Kreisfreien Städten: die Landesdirektion Sachsen und 

b) im Übrigen: die Landratsämter. 

(2) Das Staatsministerium des Innern führt die Dienstaufsicht über die Landesdirektion Sachsen 

im Benehmen mit dem fachlich zuständigen Staatsministerium. 

(3) Leistet eine allgemeine Polizeibehörde einer ihr erteilten Weisung keine Folge, kann an 

Stelle dieser Behörde die zur Fachaufsicht zuständige Behörde die erforderlichen Maßnahmen 

treffen. 

(4) Die allgemeinen Polizeibehörden sind verpflichtet, die weisungsbefugten Behörden von 

allen sachdienlichen Wahrnehmungen zu unterrichten. 

 

  



§ 9 Gemeindliche Vollzugsbedienstete 
(1) Die Ortspolizeibehörden können für den Vollzug bestimmter auf den Gemeindebereich 

beschränkter polizeibehördlicher Aufgaben gemeindliche Vollzugsbedienstete bestellen. Die 

gemeindlichen Vollzugsbediensteten haben bei der Erfüllung ihrer polizeibehördlichen 

Aufgaben die Stellung von Polizeibediensteten im Sinne des Sächsischen 

Polizeivollzugsdienstgesetzes. Die Zuständigkeit des Polizeivollzugsdienstes bleibt unberührt. 

(2) Das Staatministerium des Innern hat durch Rechtsverordnung zu bestimmen: 

1. für welche polizeibehördlichen Aufgaben gemeindliche Vollzugsbedienstete bestellt werden 

können, 

2. welche Bekanntgabe- und Unterrichtungspflichten bei der Bestellung von gemeindlichen 

Vollzugsbediensteten gelten und 

3. welche Mittel des unmittelbaren Zwangs (§ 40 des Sächsischen 

Polizeivollzugsdienstgesetzes) die gemeindlichen Vollzugsbediensteten anwenden dürfen; die 

Anwendung von Waffen (§ 40 Absatz 4 des Sächsischen Polizeivollzugsdienstgesetzes), mit 

Ausnahme des Schlagstocks, ist ausgeschlossen. 

 

§ 10 Einschränkung von Grundrechten 
Auf Grund dieses Gesetzes können die Grundrechte auf 

1. Leben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die 

Bundesrepublik Deutschland, Artikel 16 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung des Freistaates 

Sachsen), 

2. Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 

Deutschland, Artikel 16 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen), 

3. Wahrung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Absatz 1 des 

Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, Artikel 27 Absatz 1 der Verfassung des 

Freistaates Sachsen), 

4. Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes für die 

Bundesrepublik Deutschland, Artikel 30 Absatz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen) und 

5. informationelle Selbstbestimmung (Artikel 33 der Verfassung des Freistaates Sachsen) 

eingeschränkt werden. 

 

§ 11 Ausweispflicht 
Auf Verlangen des Betroffenen haben sich die Bediensteten der Polizeibehörden bei der 

Ausübung ihrer Tätigkeit auszuweisen. Dies gilt nicht, wenn die Umstände es nicht zulassen 

oder dadurch der Zweck der Maßnahme gefährdet wird. 

 

A b s c h n i t t 2 

M a ß n a h m e n 

 

Unterabschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 12 Allgemeine Befugnisse 
(1) Die Polizeibehörden können die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine Gefahr für die 

öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren, soweit die Befugnisse nicht besonders 

geregelt sind. 

(2) Zur Erfüllung von nach anderen Rechtsvorschriften zugewiesenen Aufgaben haben sie die 

dort vorgesehenen Befugnisse. Soweit diese Rechtsvorschriften keine Befugnisse regeln oder 

keine abschließenden Regelungen enthalten, treffen die Polizeibehörden die notwendigen 

Maßnahmen zur Gefahrenabwehr nach diesem Gesetz. 


